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Satzung über die Benutzung des Friedhofs- und der Bestattungseinrichtungen 

(Friedhofssatzung – FS) 
 

Aufgrund von Art. 23 und 24 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2 sowie Abs. 2 der Gemeindeordnung (GO) 
für den Freistaat Bayern erlässt der Markt Markt Indersdorf folgende Satzung: 
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ERSTER TEIL  
Allgemeine Vorschriften 

 
§ 1 Gegenstand der Satzung 

 
Zum Zweck einer geordneten und würdigen Totenbestattung insbesondere der Gemeinde-
einwohner betreibt der Markt als eine öffentliche Einrichtung:  
 
1. Die gemeindlichen Friedhöfe  

„Marktfriedhof / gemeindlicher Teil“,  
„Waldfriedhof Kloster Indersdorf“, 
„Friedhof Niederroth, an der Feldstraße“, 
„Friedhof Glonn / gemeindlicher Teil“ und  
„Friedhof Ainhofen / gemeindlicher Teil“  

 
mit den einzelnen Grabstätten. 
 

2. Die gemeindlichen Leichenhäuser  
 

im Marktfriedhof, im Waldfriedhof Kloster Indersdorf und im Friedhof Glonn. 
 
 

ZWEITER TEIL  
Die gemeindlichen Friedhöfe  

 
Abschnitt I  

Allgemeines 
 

§ 2 Widmungszweck  
 
Die gemeindlichen Friedhöfe sind insbesondere den verstorbenen Gemeindeeinwohnern als 
würdige Ruhestätte und zur Pflege ihres Andenkens gewidmet.  
 

§ 3 Bestattungsanspruch 
 
(1) Auf den gemeindlichen Friedhöfen werden beigesetzt  
 

1. die Verstorbenen, die bei ihrem Ableben in der Gemeinde ihren Wohnsitz  
hatten, 

2. die Verstorbenen, die ein Nutzungsrecht an einem belegungsfähigen Grab  
besitzen, und ihre Familienangehörigen (§ 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BestV),  

3. die im Gemeindegebiet Verstorbenen oder tot Aufgefundenen, wenn eine 
ordnungsgemäße Bestattung anderweitig nicht sichergestellt ist, 

4. Tot- und Fehlgeburten im Sinne des Art. 6 des BestG 
 



 
(2) Die Bestattung anderer als der in Abs. 1 genannten Personen bedarf auf Antrag der  
 besonderen Erlaubnis der Friedhofsverwaltung im Einzelfall. 
 

§ 4 Friedhofsverwaltung  
 

Die gemeindlichen Friedhöfe werden vom Markt als Friedhofsträger verwaltet und beaufsich-
tigt (Friedhofsverwaltung). Der Belegungsplan wird von der Gemeinde so geführt, dass jeder-
zeit festgestellt werden kann, wann mit wem jedes Grab belegt wurde, wer der Grabnut-
zungsberechtigte ist und für welchen Zeitraum das Nutzungsrecht erworben wurde. 
 
 

Abschnitt II  
Ordnungsvorschriften  

 
§ 5 Öffnungszeiten 

 
(1) Der Friedhof ist während der an den Eingängen bekannt gegebenen Zeiten für den  

Besucherverkehr geöffnet.  
 
(2) Der Markt kann das Betreten des Friedhofs oder einzelner Friedhofsteile aus beson-

derem Anlass vorübergehend untersagen oder außerhalb der vorgenannten Öff-
nungszeiten gestatten. 

 
§ 6 Verhalten im Friedhof 

 
(1) Jeder Besucher der gemeindlichen Friedhöfe hat sich ruhig und der Würde des Ortes 
 entsprechend zu verhalten.  
 
(2) Kinder unter 10 Jahren ist das Betreten des Friedhofs nur in Begleitung Erwachsener 
 gestattet.  
 
(3) Besuchern des Friedhofs ist es insbesondere nicht gestattet  
 

1. Tiere mitzubringen, ausgenommen sind Blindenhunde; 
 

2. zu rauchen und zu lärmen,  
 
3.  die Wege mit Fahrzeugen, Fahrrädern und Sportgeräten aller Art zu befahren. 

Kinderwagen, Rollstühle und vergleichbare Hilfsmittel zum Transport von Kin-
dern, Kranken und Menschen mit Behinderung sind hiervon ausgenommen 
sowie die vom Markt zugelassenen Fahrzeuge, 

 
4. Waren aller Art sowie gewerbliche oder sonstige Leistungen anzubieten oder 
   diesbezüglich zu werben, 

 
5. Druckschriften zu verteilen, ausgenommen Druckschriften, die im Rahmen der 

Bestattungsfeier notwendig und üblich sind. 
 

6. Abraum und Abfälle an anderen Orten abzulagern, als an den hierfür vorgese-
henen Plätzen,  

 
7. die Friedhofsanlagen einschließlich des Friedhofsgeländes, die Gedenkzei-

chen, Anpflanzungen usw. zu beschädigen oder zu verunreinigen, insbeson-
dere Grabmäler zu beschädigen und zu beschmutzen und Blumenbeete sowie 
die Grabhügel zu betreten,  

 



 
8. der Würde des Ortes nicht entsprechende Gefäße (z. B. Konservendosen, 

Plastik- und Glasflaschen sowie ähnliche Gegenstände) auf Gräbern ohne Er-
laubnis aufzustellen oder solche Gefäße zwischen den Gräbern aufzubewah-
ren, 

 
9. an Sonn- und Feiertagen und in der Nähe einer Bestattung störende Arbeiten 

auszuführen, 
 
10.  die Verunreinigung von Brunnen sowie jede missbräuchliche Benutzung der 

Wasserleitung, 
 
11.  Unkrautvernichtungsmittel im Bereich der Grabstätten zu verwenden, 

 
12. Film-, Video- und Fotoaufnahmen von Grabstätten und insbesondere Grabma-

len ohne Erlaubnis zu erstellen, zu verwerten und zu verbreiten (z. B. im Inter-
net), außer zu privaten Zwecken. 

 
13.  Ruhe- oder Abstellbänke an den Grabstätten aufzustellen. 

 
(4)  Die Friedhofsverwaltung kann von den Verboten auf Antrag Ausnahmen zulassen,  
 soweit sie mit dem Zweck des Friedhofs und der Ordnung auf ihm vereinbar sind. 
 

§ 7 Gewerbliche Tätigkeit auf dem Friedhof 
 
(1) Aus Gründen des Erhalts der öffentlichen Sicherheit und Ordnung bedürfen Gewer-

betreibende, die Gräber ausheben und verfüllen sowie Grabmale und Grabeinfassun-
gen errichten, bearbeiten oder entfernen, für ihre Tätigkeit auf dem gemeindlichen 
Friedhof der vorherigen Zulassung durch die Gemeinde. Die Zulassung ist schriftlich 
oder im Wege der elektronischen Verfahrensabwicklung zu beantragen. 

 
(2)  Gewerbetreibende wie Bestatter, Steinmetze und Gärtner können nur zugelassen 

werden, wenn sie in fachlicher, betrieblicher und persönlicher Hinsicht zuverlässig 
sind. 

 
(3) Wer unberechtigt gewerbliche Arbeiten auf den Friedhöfen ausführt, kann von der Fried-

hofsverwaltung des Marktes vom Friedhof verwiesen werden.  
 
(4) Durch die Arbeiten darf die Würde des Friedhofs nicht beeinträchtigt werden;  
 insbesondere ist auf Bestattungsfeierlichkeiten Rücksicht zu nehmen. Unter  
 Beachtung von Satz 1 ist den zur Vornahme der Arbeiten Berechtigten die  
 Benutzung der Friedhofswege mit geeigneten Fahrzeugen abweichend von § 6  
 Abs. 3 Nr. 3 im erforderlichen Maße gestattet. Nach Beendigung der Arbeiten sind die  

Arbeits- und Lagerplätze wieder in einen ordnungsgemäßen Zustand zu bringen. An-
fallendes Abräum-, Rest- und Verpackungsmaterial wie z. B. alte Fundamente, Ein-
fassungen, Grabmale, Erde, Folien und Styroporplatten für Blumentöpfe, sind vom 
Friedhof zu entfernen und eigenverantwortlich zu entsorgen. 

 
(5) Die gewerblich Tätigen haften für alle Schäden, die sie oder ihre Gehilfen im Zusam-

menhang mit ihrer Tätigkeit in dem Friedhof schuldhaft verursachen. 
 
(6) Die Ausübung gewerbsmäßiger Tätigkeiten auf dem Friedhof kann durch die Fried-

hofsverwaltung dauerhaft versagt werden, wenn die ordnungsgemäße Ausführung 
der Arbeiten nicht gewährleistet ist oder wenn der Gewerbetreibende mehrfach gegen 
die Friedhofssatzung oder Anordnung der Friedhofsverwaltung verstoßen hat. Ein 
einmaliger schwerer Verstoß ist ausreichend.  

 
 

DRITTER TEIL  



 
 

Grabstätten und Grabmale 
 

Abschnitt I 
Die Grabstätten 

 
§ 8 Grabstätten 

 
(1) Die Grabstätten bleiben Eigentum des Marktes. An ihnen können Rechte nur nach 
 dieser Satzung erworben werden.  
 
(2) Die Anlage der Grabstätten richtet sich nach dem Friedhofs-(Belegungs-) Plan, der  
 bei der Friedhofsverwaltung innerhalb der allgemeinen Dienstzeiten eingesehen  
 werden kann.  
 

§ 9 Grabarten 
 
(1) Die Grabstätten werden unterschieden in:  
 

1. Einzelgrabstätten (§ 10),  
2. Familiengrabstätten (§ 11),  
3. Urnenerdgrabstätten (§ 12).  
4.  Urnenwandgrabstätten (§ 

 
(2) Die Lage der einzelnen Grabstätten wird durch den Markt bestimmt und richtet sich 

nach dem Belegungsplan. Der Friedhof ist darin in Grabfelder aufgeteilt. Die einzelnen 
Grabstätten sind fortlaufend nummeriert. Bestattungen können jeweils nur in den vom 
Markt freigegebenen Grabfeldern oder deren Teilen erfolgen.  

 
§ 10 Einzelgrabstätten 

 
(1) Einzelgrabstätten sind Grabstätten für Erd- und Urnenbestattungen, die erst im To-

desfalle für die Dauer der Ruhezeit des zu Bestattenden vergeben werden. 
 
(2) In einer Einzelgrabstätte sind bei gleichzeitig laufenden Ruhezeiten nur zwei Bestat-

tungen übereinander zulässig. Eine weitere Beisetzung darf nur erfolgen, wenn die 
Ruhezeit abgelaufen ist oder eine Tieferlegung erfolgt ist.  

 
§ 11 Familiengrabstätten 

 
(1) Familiengrabstätten sind Grabstätten für Erd- und Urnenbestattungen, an denen erst 
 im Todesfall ein Nutzungsrecht für die Dauer der Ruhezeit vergeben werden.  
 
(2) In einer Familiengrabstätte sind bei gleichzeitig laufenden Ruhezeiten nur zwei  Be-

stattungen nebeneinander zulässig. Die Belegung erfolgt zweistöckig. Eine weitere 
 Bestattung darf nur erfolgen, wenn die jeweilige Ruhezeit abgelaufen ist oder eine 
 Tieferlegung erfolgt ist.  

 
§ 12 Urnengrabstätten (Aschenbeisetzung) 

 
(1) Aschenreste und Urnen müssen den Vorschriften der §§ 17 und 27 BestV entspre-

chen. 
 
(2)  Urnen können in Urnenerdgrabstätten, Urnenwandgrabstätten, Einzel- oder Familien-

grabstätten beigesetzt werden. Urnen für Erdbestattungen müssen aus biologisch ab-
baubarem Material bestehen. Urnen, die über der Erde beigesetzt werden (Urnen-
wandgrabstätte), müssen dauerhaft und wasserdicht sein. 

 



 
(3) Urnenerdgrabstätten sind Grabstätten für Urnenbestattungen, an denen erst im To-

desfall ein Nutzungsrecht für die Dauer der Ruhezeit vergeben werden. Die Zahl der 
Urnen, die in einer Urnenerdgrabstätte beigesetzt werden können, richtet sich nach 
der Größe der Urnen. 

 
(4) Urnenwandgrabstätten sind Grabstätten für Urnen, die in Mauern oder anderen Bau-

werken von der Friedhofsverwaltung erstellt werden. Die Zahl der einstellbaren Urnen 
richtet sich danach, wie viele Urnen gleichzeitig in einer Nische Platz finden. In der 
Regel können 2 Urnen eingestellt werden. Die Urnenwandgrabstätten werden vom 
Markt in der vorgegebenen Reihenfolge für eine Nutzungszeit von 10 Jahren verge-
ben. Sie können erst bei Eintritt eines Sterbefalles erworben werden. Eine Wahlmög-
lichkeit hinsichtlich der Lage der Wandnische besteht nicht. Die für die Urnenwandni-
schen bestimmten Urnen dürfen einen maximalen Durchmesser von 20 cm und eine 
maximale Höhe von 30 cm nicht überschreiten. 

 
(5) Für das Nutzungsrecht an Urnengrabstätten gelten die §§ 14 und 15 entsprechend. 
 
(6) Wird das abgelaufene Nutzungsrecht an einer Urnenwandgrabstätte, in der die Urne 

bestattet ist, nicht mehr verlängert, ist der Markt berechtigt, bei Räumung oder Wie-
derbelegung der Wandgrabstätte, an der von ihr bestimmten Stelle des Friedhofs die 
Aschenreste in würdiger Weise der Erde zu übergeben und evtl. vorhandene Urnen 
dauerhafter und wasserdichter Art zu entsorgen. 

 
§ 13 Ausmaße der Grabstätten 

 
(1) Die einzelnen Grabstätten haben in der Regel folgende Ausmaße:  

 
1. Einzelgrabstätten (§ 10)   2,20 m lang, 0,80 m breit  
2. Familiengrabstätten (§ 11)   2,20 m lang, 1,60 m breit 
3. Urnenwahlgrabstätten (§ 12 Abs. 2)  1,00 m lang, 1,00 m breit 
4. Urnenwandgrabstätten (§ 12 Abs. 3) 0,40 m lang, 0,40 m breit, 0,40 m hoch 

 
(2) Der Abstand von Grabstätte zu Grabstätte darf  0,60 m (gemessen von Außenkante 
 zu Außenkante) nicht unterschreiten.  
 
(3) Die Tiefe der Grabstätte bis zur Grabsohle beträgt wenigstens 
 

bei Erdgrabstätten        2,1 Meter, 
für eine weitere Erdbestattung während einer noch laufenden Ruhefrist 1,5 Meter, 
bei Urnenerdgrabstätten        0,9 Meter. 

 
§ 14 Rechte an Grabstätten 

 
(1)  An einer belegungsfähigen Grabstätte kann ein Nutzungsrecht erworben werden. Das 

Nutzungsrecht wird mindestens auf die Dauer der Ruhefrist verliehen und kann nur 
anlässlich eines Todesfalles erfolgen. 

 
(2)  Das Nutzungsrecht an den Grabstätten wird nur an einzelne natürliche und volljährige 

Personen nach Entrichtung der Grabnutzungsgebühr (siehe Friedhofsgebührensat-
zung – FGS) verliehen, worüber dem Nutzungsberechtigten eine Urkunde ausgestellt 
wird (Graburkunde). 

 
(3)  Das Nutzungsrecht an Grabstätten kann bei Ablauf der Nutzungszeit gegen erneute 

Zahlung der entsprechenden Grabnutzungsgebühr um weitere 5 Jahre verlängert 
werden. 

 



 
(4)  In den Fällen, in denen die Ruhefrist des zu bestattenden Sarges oder der Urne über 

die Zeit hinausreicht, für die das Recht an einem Grabplatz besteht, ist das Nutzungs-
recht im Voraus mindestens für die Dauer der vorgeschriebenen Ruhefrist zu erwer-
ben. 

 
(5) Nach Ablauf der Ruhefrist kann der Grabnutzungsberechtigte auf ein darüber hinaus 

verliehenes Grabnutzungsrecht verzichten. Der Verzicht wird erst mit schriftlicher An-
nahme der Verzichtserklärung durch den Friedhofsträger wirksam. Nach Erlöschen 
des Nutzungsrechts kann die Gemeinde über die Grabstätten anderweitig verfügen. 

 
§ 15 Übertragung von Nutzungsrechten 

 
(1)  Zu Lebzeiten des Nutzungsberechtigten kann die Umschreibung des Grabnutzungs-

rechtes der Ehegatte, der eingetragene Lebenspartner oder ein Familienmitglied (vgl. 
§ 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BestV) beanspruchen, wenn der Nutzungsberechtigte zuguns-
ten dieses Angehörigen schriftlich auf das Grabnutzungsrecht verzichtet hat. 

 
(2)  Nach dem Tode des Nutzungsberechtigten kann derjenige die Umschreibung eines 

laufenden Grabnutzungsrechtes auf seinen Namen beanspruchen, dem es vom Nut-
zungsberechtigten in einer letztwilligen, rechtsgültigen Verfügung zugewendet wurde. 
Bei einer Verfügung zu Gunsten mehrerer Personen hat die erstgenannte Person 
Vorrang. Stirbt der Nutzungsberechtigte ohne eine Verfügung hinterlassen zu haben, 
so kann das Nutzungsrecht auf Antrag auf die in § 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BestV ge-
nannten bestattungspflichtigen Personen übertragen werden. Innerhalb der Reihen-
folge des § 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BestV hat bei gleichrangigen Personen die ältere 
Person Vorrecht vor der jüngeren. Vorberechtigte können zugunsten des/der Nächst-
berechtigten verzichten. In begründeten Einzelfällen kann das Nutzungsrecht auch 
auf einen dem Verstorbenen nahestehenden Dritten (z. B. Lebensgefährten oder 
Stiefkind) übertragen werden. 

 
(3)  Über die Umschreibung erhält der neue Grabnutzungsberechtigte eine Urkunde 

(Graburkunde).  
 

§ 16 Pflege und gärtnerische Gestaltung der Grabstätten 
 
(1) Die Grabstätten sind in einem würdigen Zustand zu unterhalten. Die Gestaltung ist 

dem Gesamtbild des Friedhofs anzupassen. 
 
(2) Sechs Monate nach der Bestattung bzw. nach der Verleihung des Nutzungsrechts ist 

 die Grabstätte würdig herzurichten, gärtnerisch anzulegen und in diesem Zustand zu 
 erhalten. Es dürfen nur geeignete Gewächse verwendet werden, welche die benach-
barten Gräber und eine spätere Wiederverwendung der Grabstätte nicht beeinträchti-
gen.  

 
(3) Grabbeete dürfen nicht höher als 20 cm sein.  
 
(4)  Verwelkte Blume und verdorrte Kränze sind von den Grabstätten zu entfernen und an 

den dafür vorgesehenen Plätzen abzulegen. 
 
(5) Kommt der Nutzungsberechtigte seiner Verpflichtung nicht nach, kann ihn die Fried-

hofsverwaltung unter Fristsetzung auffordern, den ordnungsgemäßen Zustand herzu-
stellen. Nach Ablauf der Frist können zur Herbeiführung des ordnungsgemäßen Zu-
standes erforderliche Maßnahmen auf Kosten des Verpflichteten getroffen werden 
(§ 28). 

 
(6) Übernimmt niemand die Pflege und Gestaltung und entspricht der Zustand der Grab-

stätte nicht den Vorschriften der Gesetze oder dieser Satzung, so ist der Markt be-
fugt, nach vorheriger Aufforderung den Grabhügel einzuebnen, einen vorhandenen 



 
Grabstein zu entfernen und die Grabstätte nach Ablauf der Ruhefrist anderweitig zu 
vergeben.  

 
Abschnitt II 

Die Grabmäler 
 

§ 17 Errichtung von Grabmälern 
 
(1) Die Errichtung und jede wesentliche Änderung von Grabmalen, Grabplatten und Ein-

fassungen bedarf der vorherigen schriftlichen Genehmigung des Marktes. 
Die Genehmigung ist rechtzeitig vor Beginn der Herstellung oder Veränderung beim 
Markt Markt Indersdorf zu beantragen. 

(2) Die Erlaubnis ist schriftlich zu beantragen. Dem Antrag sind die zur Prüfung erforderli-
chen Unterlagen in zweifacher Fertigung beizufügen:  
1. der maßstabsgetreue Grabmalentwurf mit Grundriss und Seitenansicht, 
2. die Angabe des Materials, seiner Farbe und Bearbeitung,  
3. die Angabe über die Schriftverteilung und Farbe, der Ornamente und der Sym-

bole unter Angabe des Materials, seiner Bearbeitung und der Anordnung.  
 
Soweit es erforderlich ist, können vom Markt im Einzelfall weitere Unterlagen angefor-
dert werden.  

 
(3) Die Erlaubnis kann versagt werden, wenn das Grabmal den gesetzlichen Vorschriften 
 oder den Bestimmungen dieser Satzung nicht entspricht.  
 
(4) Werden Grabmäler ohne Erlaubnis errichtet oder wesentlich geändert, so kann der 
 Markt die teilweise oder vollständige Beseitigung des Grabmals anordnen, wenn nicht 
 auf andere Weise rechtmäßige Bestände hergestellt werden können. Der Markt kann 
 verlangen, dass ein Erlaubnisantrag gestellt wird.  
 
(5) Die nicht erlaubnispflichtigen provisorischen Grabmale sind nur als naturlasierte Holz-

tafeln oder –kreuze zulässig und dürfen nicht länger als zwei Jahre nach der Beiset-
zung verwendet werden. 

 
§ 18 Ausmaße der Grabmäler und Einfassungen 

 
(1) Grabmäler dürfen im Regelfall folgende Ausmaße nicht überschreiten:  
 

1. bei Einzelgrabstätten (§ 10):   1,60 m Höhe, 0,80 m Breite 
2. bei Familiengrabstätten (§ 11):  1,50 m Höhe, 1,60 m Breite  
3. bei Urnenerdgrabstätten (§ 12):  1,20 m Höhe, 0,60 m Breite 

 
(2) Steingrabmale an Wahlgrabstätten müssen eine Stärke von mindestens 14 cm und 
 höchstens 25 cm aufweisen. Liegende Grabmale sind nur bei Urnenerdgrabstätten 
 zugelassen, sie dürfen bis zur Größe der Grabstätte errichtet werden.  
 
(3) Grabeinfassungen sind nur bei Einzel- und Familiengrabstätten zulässig und dürfen im 

Regelfall folgende Breite (gemessen von Außenkante zu Außenkante) nicht über-
schreiten: 0,30 m. 

 
§ 19 Abteilungen mit besonderen Gestaltungsvorschriften 

 
(1) Der Markt kann im Einzelfall für Abteilungen besondere Gestaltungsvorschriften erlas-

sen. 
 
(2) Es besteht die Möglichkeit eine Grabstätte in einer Abteilung ohne besondere Gestal-

tungsvorschriften oder mit besonderen Gestaltungsvorschriften zu wählen. 



 
  



 
§ 20 Gestaltung der Grabmäler 

 
(1) Jedes Grabmal muss dem Widmungszweck des gemeindlichen Friedhofs (§ 2) Rech-

nung tragen und sich in die Umgebung der Grabstätte einfügen. Insbesondere die 
Verwendung völlig ungewöhnlicher Werkstoffe oder aufdringlicher Farben ist verbo-
ten.  

 
(2) Inhalt und Gestaltung der Inschrift müssen mit der Würde des Friedhofs in Einklang 
 stehen. Nicht zugelassen sind provokative Zeichnungen und Grabinschriften.  
 

§ 20 a Gestaltung der Urnenwand 
 
(1) Bei den Grabstätten in der Urnenwand sind nur die von der Gemeinde beschafften 

Nischenplatten in einheitlicher Ausführung und Beschriftungsart zugelassen. Montage 
und Beschriftung sind vom Nutzungsberechtigten nach den Vorgaben der Gemeinde 
fachgerecht von einem Steinmetzbetrieb vornehmen zu lassen.  
 
Die Schrifthöhen und der Inhalt der Beschriftung erfolgen auf der gesamten Urnen-
wand einheitlich. Die Beschriftung darf nur den Vor- und Zunamen, Geburtsnamen, 
akademischen Titel, sowie das Geburts- und Sterbedatum enthalten. Schriften und 
eingearbeitete Symbole dürfen nicht in verunstaltender Art und Farbe ausgeführt wer-
den. Eingearbeitete Symbole bis zu einer Größe von max. 60 cm² sind erlaubt. 
 
Es sind folgende Schrifthöhen zugelassen bei: 
Vor- und Zunamen, Geburtsnamen, akademische Titel bis max. 38 mm 
Geburts- und Sterbedatum bis max. 25 mm 

 
(2)  Alle mit der Beschriftung und Montage zusammenhängenden Kosten hat der Nut-

zungsberechtigte zu übernehmen. Die Nischenplatten bleiben im Eigentum der Ge-
meinde. Eine Wiederverwendung bleibt vorbehalten. 

 
(3)  Es ist nicht gestattet, Veränderungen an den Urnenwänden vorzunehmen. Es ist 

auch nicht gestattet, Lichtbilder, Symbole, Plastiken, Halterungen für Blumenvasen o. 
ä. anzubringen. Des Weiteren sind aufgesetzte Schriften nicht zulässig. 

 
(4)  Im gesamten Bereich der Vorfläche und auf den Urnenwänden dürfen keine Pflanzen, 

Blumen und Grabschmuck (einschl. Kerzen) von den Nutzungsberechtigten ange-
bracht oder abgestellt werden. Kränze und Blumenschmuck während der Beisetzung 
dürfen nur an die dafür vorgesehenen Aufsteller abgelegt werden und sind spätes-
tens 14 Tage nach der Urnenbeisetzung durch den Nutzungsberechtigten wieder zu 
entfernen. 

 
§ 21 Standsicherheit 

 
(1) Jedes Grabmal muss entsprechend seiner Größe dauerhaft und standsicher gegrün-

det werden. Maßgeblich für die bei der Errichtung, Versetzung und Veränderung von 
Grabmalen geltenden anerkannten Regeln der Baukunst ist die TA-Grabmal in ihrer 
jeweils geltenden Fassung. 

 
(2) Der Grabnutzungsberechtigte hat das Grabmal in einem ordnungsgemäßen, sicheren 

Zustand zu erhalten. Er ist für Schäden verantwortlich, die durch Nichtbeachtung die-
ser Verpflichtungen entstehen, insbesondere durch Umfallen des Grabmales oder Ab-
stürzen von Teilen desselben verursacht werden. 

 
(3) Stellt der Markt Mängel in der Standsicherheit fest, kann er nach vorheriger, vergeblicher 
 Aufforderung das Grabmal auf Kosten des Antragstellers entfernen oder den  
 gefährlichen Zustand auf andere Weise beseitigen.  
 



 
§ 22 Entfernung der Grabmäler 

 
(1) Grabmäler dürfen vor Ablauf der Ruhezeit (§ 26) oder des Nutzungsrechts nur mit Er-

laubnis des Marktes entfernt werden.  
 
(2) Nach Ablauf der Ruhezeit oder des Nutzungsrechts sind die Grabmale bei einer ent-

sprechenden Aufforderung des Marktes durch den vorher Nutzungsberechtigten in-
nerhalb von drei Monaten zu entfernen. Die Grabstätten sind einzuebnen. Nach Ab-
lauf dieser Frist ist die Friedhofsverwaltung berechtigt, die nicht beseitigten Grabstät-
ten auf Kosten des Nutzungsberechtigten oder eines Verpflichteten abzuräumen und 
einzuebnen. Grabmale, Einfriedungen und sonstiger Grabschmuck gehen dabei ent-
schädigungslos in das Eigentum des Marktes über, ohne dass hierdurch die Kosten-
erstattungspflicht im Rahmen der Ersatzvornahme berührt wird. 

 
 

VIERTER TEIL 
 

Bestattungsvorschriften 
 

§ 23 Benutzung der gemeindlichen Leichenhäuser 
 
(1) Das Leichenhaus dient der Aufbewahrung der Leichen, bis sie bestattet oder über-

führt werden und zur Aufbewahrung von Aschenresten feuerbestatteter Verstorbener 
bis zur Beisetzung im Friedhof. Es darf nur mit Erlaubnis des Marktes betreten wer-
den. 

 
(2)  Leichen von Verstorbenen, die auf dem Friedhof beigesetzt werden, müssen spätes-

tens 24 Stunden vor der Beisetzung in das gemeindliche Leichenhaus gebracht wer-
den.  

 
Dies gilt nicht, wenn: 
 
a) der Tod in einer Anstalt (z. B. Krankenhaus, Klinik, Alten- bzw. Pflegeheim u.
  eingetreten ist und dort ein geeigneter Raum für die Aufbewahrung der Leiche vor-
handen ist, 
b) die Leiche zum Zwecke der Überführung an einen auswärtigen Bestattungsort 
freigegeben und innerhalb einer Frist von 24 Stunden überführt wird, 
c) ein gewerbliches Bestattungsunternehmen über geeignete Räumlichkeiten 
verfügt, in denen Verstorbene versorgt und in Kühlzellen aufbewahrt werden können.  
d) die Leiche in einem privaten Krematorium verbrannt werden soll und sicherge-
stellt ist, dass die Voraussetzungen des § 17 BestV vom Träger der Bestattungsan-
lage geprüft werden. 

 
(3) Die Verstorbenen werden im Leichenhaus aufgebahrt. Die Bestattungspflichtigen (§ 

15 BestV) entscheiden, ob die Aufbahrung im offenen oder geschlossenen Sarg er-
folgt. Wird darüber keine Bestimmung getroffen, bleibt der Sarg geschlossen. Der 
Sarg muss geschlossen bleiben oder geschlossen werden, wenn der/die Verstorbene 
an einer meldepflichtigen, übertragbaren Krankheit gelitten hat und/oder bei einer ent-
sprechenden Anordnung des Amts- oder Leichenschauarztes.  

 
(4) Für die Beschaffenheit von Särgen, Sargausstattungen, Urnen und für die Bekleidung 

von Leichen gelten die Vorschriften des § 30 BestV. 
 
(5)  Besucher und Angehörige haben keinen Zutritt zu dem Aufbahrungsraum. 
 
(6) Lichtbildaufnahmen von aufgebahrten Leichen bedürfen der Erlaubnis des Marktes 
 und der Zustimmung desjenigen, der die Bestattung in Auftrag gegeben hat.  
 



 
§ 24 Friedhofs- und Bestattungspersonal 

 
Der Markt Markt Indersdorf verfügt über kein eigenes Friedhofs- und Bestattungspersonal. 
 

§ 25 Anzeigepflicht 
 
(1) Bestattungen auf den gemeindlichen Friedhöfen sind unverzüglich nach Eintritt des  
 Todes beim Markt anzuzeigen; die erforderlichen Unterlagen sind vorzulegen.  
 
(2) Den Zeitpunkt der Bestattung setzt die Friedhofsverwaltung im Benehmen mit den 

Hinterbliebenen oder dem Bestattungsunternehmen festgesetzt. 
 

§ 26 Ruhezeiten 
 
Die Ruhezeit für Leichen und Aschenreste beträgt 10 Jahre. Die Ruhefrist beginnt am Tag 
der Bestattung. 

 
§ 27 Exhumierung und Umbettung 

 
(1) Die Exhumierung und Umbettung von Leichen und Aschenresten bedarf, unbescha-

det sonstiger gesetzlicher Vorschriften, der vorherigen Erlaubnis des Marktes. Sie 
darf nur erteilt werden, wenn ein wichtiger Grund die Störung der Totenruhe und die 
Unterbrechung der Verwesung rechtfertigt.  

 
(2) Zur Exhumierung und Umbettung bedarf es eines Antrages des Grabnutzungsberech-

tigten. 
 
(3) Der Zeitpunkt der Umbettung ist mit der Friedhofsverwaltung abzustimmen. 
  
(4)  Im Übrigen gilt § 21 BestV. 
 
 

FÜNFTER TEIL 
 

Schlussbestimmungen 
 

§ 28 Anordnungen für den Einzelfall; Ersatzvornahme 
 

(1)   Der Markt kann zur Erfüllung der nach dieser Satzung bestehenden Verpflichtungen 
Anordnungen für den Einzelfall erlassen. Diesen Anordnungen ist unverzüglich Folge 
zu leisten. 

 
(2)  Werden die in dieser Satzung festgelegten Handlungspflichten nicht rechtzeitig erfüllt, 

kann die Gemeinde die Handlung auf Kosten des Pflichtigen vornehmen oder vorneh-
men lassen. Die Ersatzvornahme ist vorher schriftlich anzudrohen. Dabei ist eine an-
gemessene Frist zu setzen. Einer vorherigen Androhung und einer Fristsetzung be-
darf es nicht, wenn der Pflichtige nicht erreichbar ist und die Ersatzvornahme zur Ab-
wehr einer drohenden Gefahr notwendig ist. 

 
§ 29 Haftungsausschluss 

 
Der Markt übernimmt für die Beschädigungen, die durch nicht satzungsgemäße Benutzung 
der Friedhofsanlagen entstehen und für Schäden, die durch Beauftragte dritter Personen 
verursacht werden, keine Haftung. 

  



 
§ 30 Zuwiderhandlungen 

 
Nach Art. 24 Abs. 2 Satz 2 GO i. V. mit § 17 OWiG kann mit Geldbuße belegt werden, wer 
vorsätzlich 
 
 1.   die bekannt gegebenen Öffnungs- und Besuchszeiten missachtet oder entgegen  
       einer Anordnung des Marktes den Friedhof betritt (§ 5), 

2. den Bestimmungen über das Verhalten auf dem Friedhof zuwiderhandelt (§ 6),  
3. die Bestimmungen über die gewerbliche Tätigkeit auf dem Friedhof nicht beachtet  
       (§ 7), 
4. Bestattungen nicht unverzüglich nach Eintritt des Todes beim Markt anzeigt  
       (§ 25 Abs. 1),  
5. Den Bestimmungen über Umbettungen zuwiderhandelt (§ 27), 
6. Grabstätten nicht ordnungsgemäß anlegt und erhält (§ 16). 
7. Grabmale nicht standsicher befestigt (§ 21) 

 
§ 31 Gebühren im Bestattungswesen 

 
Für die Benutzung der Bestattungseinrichtungen sowie für damit in Zusammenhang ste-
hende Amtshandlungen werden Gebühren nach der gemeindlichen Friedhofsgebührensat-
zung in ihrer jeweils geltenden Fassung erhoben.  
 

§ 32 Inkrafttreten 
 
(1) Diese Satzung tritt am 01.01.2023 in Kraft.  
 
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung über die Benutzung der Bestattungseinrichtungen des 

Marktes Markt Indersdorf vom 27.02.2013 außer Kraft. 
 
Markt Indersdorf, den 15.12.2022 

 
Franz Obesser 
1. Bürgermeister 


